
relativ niedrige Schaden, die geringe Tatintensität so­
wie diejenigen Umstände, die das Ausmaß der Schuld 
der Angeklagten bestimmen.
Diesen Forderungen des Gesetzes ist das Kreisgericht 
nicht in vollem Umfang nachgekommen. Bei der Straf­
zumessung hat es sich einseitig von der Vorstrafe der 
Angeklagten leiten lassen. Die Ursachen und Bedingun­
gen der erneuten Straftaten wurden ungenügend aufge­
klärt. Es blieben auch tatbezogene Umstände in der 
Persönlichkeitsentwicklung der Angeklagten, die Auf­
schluß über die Beweggründe und damit für' die 
Schwere der Schuld geben können, unberücksichtigt. 
Entsprechend den Grundsätzen der Strafzumessung (§ 61 
StGB) hat das Gericht u. a. zu prüfen, inwieweit der 
Täter aus bisherigen Bestrafungen richtige Lehren ge­
zogen hat. Mit dieser Forderung wird der Differenziert­
heit des Selbsterziehungsprozesses Rechnung getragen, 
der bei den einzelnen Tätern unterschiedlich verläuft 
und von vielen Faktoren abhängt. So gibt es Täter, die 
nach einer Verurteilung auf Bewährung in einzelnen 
Bereichen der Persönlichkeitsentwicklung echte Fort­
schritte gemacht haben (z. B. in der Arbeitsmoral), die 
jedoch in bestimmten Situationen aus besonderen per­
sönlichen Schwierigkeiten heraus erneut straffällig wer­
den, weil sich ihr Verantwortungsbewußtsein, z. B. in 
bezug auf den Schutz des Eigentums, noch nicht im 
erforderlichen Maße gefestigt hat. In solchen Fällen 
kann man zwar davon sprechen, daß der Täter unge­
nügende Schlußfolgerungen aus der Vorstrafe gezogen 
hat; die Feststellung, daß er keine Lehren gezogen 
hat (§ 39 Abs. 2 StGB), ist jedoch noch nicht gerechtfer­
tigt
Das Kreisgericht schätzt die Arbeitsmoral der Ange­
klagten generell als schlecht ein. Das steht zumindest 
teilweise im Widerspruch zu den Aussagen des Kollektiv­
vertreters, der in der Hauptverhandlung u. a darlegte 
daß die Angeklagte schnell und sauber arbeitet. Auch 
die Feststellung „die Angeklagte bummelte mehrfach 
die Arbeit“ wird vom Ergebnis der Hauptverhandlung 
nicht getragen. Aus dem Protokoll ergibt sich nur, daß 
der Angeklagten drei Fehltage als unentschuldigtes 
Fernbleiben angerechnet wurden, weil sie kein ärzt­
liches Attest vorgelegt hatte.
Das Kreisgericht hat sich auch nicht genügend mit den 
persönlichen Lebensumständen der Angeklagten aus­
einandergesetzt. Die Angeklagte ist Mutter von drei 
Kindern, von denen z. Z. zwei in ihrem Haushalt leben. 
Eines der Kinder ist häufig krank, und auch die Ange­
klagte ist selbst gesundheitlich labil, weshalb sie oft der 
Arbeit fernbleiben muß. Damit stellt sich die Frage, 
über welche Einkünfte die Angeklagte verfügte, ob sie 
für ihre Kinder regelmäßig Unterhalt erhielt usw. In 
diesem Zusammenhang ist auch zu klären, ob die An­
geklagte in ein gewisses Abhängigkeitsverhältnis zum 
Verurteilten D. geraten war, der als Initiator der Straf­
taten wirkte.
Es bestehen damit konkrete, im einzelnen noch aufzu­
klärende Anhaltspunkte dafür, daß die Angeklagte aus 
bestimmten persönlichen Schwierigkeiten heraus und 
unter dem negativen Einfluß anderer handelte. Dafür 
spricht auch die Art der gestohlenen bzw. gehehlten 
Sachen. Die Angeklagte hat in der Hauptverhandlung 
erklärt: „Ich behielt die Bettwäsche dann doch, weil 
ich knapp an Wäsche war.“ Sollte sich die Angeklagte 
aus einer solchen Situation zu den Straftaten entschie­
den haben, wäre der Grad der Schuld trotz Verpflich­
tung zur Bewährung wesentlich gemindert.
Der Kassationsantrag hebt in diesem Zusammenhang 
zutreffend einen weiteren, ebenfalls im einzelnen noch 
aufzuklärenden Umstand hervor. Die Angeklagte hat 
vorgebracht, daß das Referat Jugendhilfe gegenwärtig

die Rückführung des dritten, in einem Heim unterge­
brachten Kindes in den Haushalt der Angeklagten vor­
bereitet. Dieser Umstand spricht dafür, daß sich die 
Angeklagte in ihrem allgemeinen Verhalten gefestigt 
und auch die häuslichen Bedingungen positiv verändert 
hat.
Erst nach Aufklärung der vorgenannten Umstände und 
ihrer zusammenhängenden Beurteilung kann die kon­
krete Tatschwere der Straftaten der Angeklagten ein­
geschätzt und die Frage beantwortet werden, ob die 
Notwendigkeit der Reaktion mit einer Freiheitsstrafe 
besteht. Sollte sich ergeben, daß die Angeklagte insge­
samt bestrebt war, ihre Lebensweise in positiver Rich­
tung zu verändern, und war der Entschluß zur Bege­
hung der Diebstahlshandlungen bzw. der Hehlerei durch 
persönliche Schwierigkeiten mitbedingt, ist auf eine Be­
währungsverurteilung zu erkennen. Diese wäre dann 
aber mit der Verpflichtung zur Bewährung am Arbeits­
platz zu verbinden. Es wäre ferner die Möglichkeit einer 
Bürgschaft zu prüfen, die ebenfalls einer konkreten, den 
vorliegenden Umständen entsprechenden Ausgestaltung 
bedürfte. Für die Vollstreckung der Strafe aus dem Ur­
teil vom 21. November 1973 waren die Voraussetzungen 
nicht gegeben.
Das Urteil des Kreisgerichts war aus diesen Gründen 
aufzuheben und die Sache gemäß § 322 Abs. 3 StPO zur 
erneuten Verhandlung und Entscheidung zurückzuver­
weisen.

§§ 270, 222, 23, 39 StPO; § 16 Zollgesetz.
1. Die spezifische prozessuale Ausgestaltung des Straf­
befehlsverfahrens darf nicht formal und nur einseitig 
unter dem Gesichtspunkt der Beschleunigung und Kon­
zentration des Verfahrens auf gef aßt werden, sondern 
muß unter dem rechtspolitischen Aspekt, damit eine 
qualitativ höhere Wirksamkeit des Verfahrens zu er­
reichen, in Übereinstimmung mit allen anderen Prinzi­
pien des sozialistischen Strafverfahrens verstanden und 
gehandhabt werden.
2. Auch das Strafbefehlsverfahren erfordert, gleicher­
maßen wie andere Strafverfahren, eine konzentriert 
tatbezogene — und in diesem Rahmen allseitige — Sach­
verhaltsaufklärung als sichere Grundlage dafür, daß die 
Handlung sowohl tatbestandsmäßig als auch in ihrem 
von der objektiven Schädlichkeit und dem Ausmaß der 
Schuld des Täters her bestimmten Schweregrad richtig 
beurteilt und im konkreten Fall eine der sozialistischen 
Gerechtigkeit entsprechende Maßnahme der strafrecht­
lichen Verantwortlichkeit ausgesprochen werden kann.
3. Die Prüfung, ob das Ermittlungsergebnis inhaltlich 
den grundlegenden Anforderungen an die Sachaufklä­
rung entspricht, hat sich auch darauf zu erstrecken, ob 
und inwieweit die Beweismittel in ihrer Aussage fun­
diert und beweiskräftig sind (hier: bei gutachtlichen 
Stellungnahmen).
4. Gemäß § 39 StPO sind Sachverständigengutachten 
grundsätzlich bei Leitern entsprechender staatlicher Ein­
richtungen anzufordern, die auf Grund der ihnen zur 
Verfügung stehenden Möglichkeiten zu einer exakten 
Begutachtung in der Lage sind, so in Fällen der Wert­
bestimmung für kulturhistorische Gegenstände z. B. 
anhand von amtlich gesicherten Auktionsergebnissen 
oder Kunstpreisjahrbüchern.
5. Die wirksame Bekämpfung illegaler grenzüber­
schreitender Warenbewegungen und Spekulationen er­
fordert die konsequente Anwendung des § 16 Zollge­
setz.
6. Die Anwendung der Kann-Bestimmung des § 16 
Abs. 2 Zollgesetz ist u. a. dann geboten, wenn die Tat- 
schwere maßgeblich durch einen erheblichen Umfang 
der illegalen Warenbewegung, eine besondere Tatinten-
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